
Erläuterungen zu Anhang III des Abkommens EG�Mexiko (Beschluss Nr. 2/2000 des gemischten
Rates EG�Mexiko)

(2001/C 128/10)

Artikel 16. Begleitdokumente einer Warenverkehrs-
bescheinigung EUR.1

Eine Rechnung, die sich auf Waren bezieht, die unter Präfe-
renzbedingungen aus dem Gebiet einer der Vertragsparteien
ausgeführt und die von einer Warenverkehrsbescheinigung
EUR.1 begleitet wurden, kann auch in einem Drittland aus-
gestellt worden sein.

Artikel 16. Warenbezeichnung auf der Warenverkehrs-
bescheinigung EUR.1

Fälle von umfangreichen Sendungen oder allgemeinen Warenbezeich-
nungen

Reicht insbesondere bei umfangreichen Sendungen das für die
Warenbezeichnung vorgesehene Feld auf der Warenverkehrs-
bescheinigung EUR.1 nicht aus, um alle zur Feststellung der
Nämlichkeit erforderlichen Angaben zu machen, so kann der
Ausführer die Waren, auf die sich die Warenverkehrsbescheini-
gung bezieht, auf den beiliegenden Rechnungen für diese Wa-
ren oder notfalls auf jedem anderen Handelsdokument bezeich-
nen, sofern

a) er die Rechnungsnummern in Feld 8 oder 10 der Waren-
verkehrsbescheinigung EUR.1 vermerkt;

b) die Rechnungen und gegebenenfalls alle anderen Handels-
papiere vor ihrer Vorlage beim Zoll der Warenverkehrs-
bescheinigung dauerhaft beigefügt werden;

c) die Zoll- oder die zuständige Regierungsbehörde auf den
Rechnungen oder gegebenenfalls auf allen anderen Handels-
papieren einen Stempel angebracht hat, durch den sie der
Warenverkehrsbescheinigung amtlich zugeordnet werden.
Die Zoll- oder die zuständige Regierungsbehörde hat den
Antrag, eine Kopie der Rechnung und sonstiger Handels-
dokumente aufzubewahren. Beispiel: Der Stempel erscheint
in Feld 11 und auf der ersten Seite der Rechnung sowie ggf.
auf allen sonstigen Handelsdokumenten; oder ein Stempel
erscheint in Feld 11 und der andere Stempel auf der Rück-
seite der Bescheinigung, so dass er gleichzeitig die Beschei-
nigung und die erste Seite der beigefügten Rechnung be-
deckt.

Das erläuterte Verfahren gilt auch den für Fall, dass in Feld 8
eine allgemeine Bezeichnung eingetragen wurde (z. B. ÐMotor-
radteile�) und eine ausführliche Bezeichnung (etwa Sitze, Rei-
fen, Rahmen usw.) auf der Rechnung erscheint.

Umfasst die Rechnung sowohl Ursprungswaren als auch Waren
ohne Ursprungseigenschaft, so hat der Ausführer genau und
unmissverständlich anzugeben, welche Waren auf der Rech-
nung Ursprungswaren sind und welche nicht.

Artikel 16. Von einem Zollagenten ausgeführte Waren

Ein Zollagent kann als bevollmächtigter Vertreter der Person
tätig werden, die Eigentümer der Waren ist oder eine ähnliche
Verfügungsbefugnis darüber hat, selbst wenn diese Person nicht

in dem Ausfuhrland niedergelassen ist, vorausgesetzt, dass der
Agent die Ursprungseigenschaft der Waren nachweisen kann.

Artikel 17. Formale Gründe

Eine Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 kann aus formalen
Gründen abgelehnt werden, wenn sie nicht vorschriftsgemäß
ausgestellt wurde. In diesem Fall kann eine nachträglich aus-
gestellte Warenverkehrsbescheinigung nachgereicht werden.
Beispiele für eine Ablehnung aus formalen Gründen:

� Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 wurde nicht auf
einem vorschriftsmäßigen Formblatt ausgestellt (z. B. Fehlen
eines guillochierten Überdrucks; Größe und Farbe weichen
erheblich von dem amtlichen Muster ab; Fehlen der Serien-
nummer; Druck in einer nicht zulässigen Sprache).

� Auf der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 fehlt eine ob-
ligatorische Angabe (z. B. in Feld 4).

� Die Tarifeinreihung der Ware in eine Position (mindestens
vierstelliger Code) fehlt in Feld 8 bzw. auf der betreffenden
Rechnung in den im Abschnitt ÐBezeichnung der Waren auf
den Warenverkehrsbescheinigungen EUR.1� genannten Fäl-
len.

� Auf der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 fehlt der Stem-
pel oder die Unterschrift (z. B. in Feld 11).

� Die Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 trägt den Sichtver-
merk von einer nicht zuständigen Behörde.

� Für den Sichtvermerk auf der Warenverkehrsbescheinigung
EUR.1 wurde ein neuer Stempel verwendet, dessen Muster-
abdruck noch nicht übermittelt wurde.

� Anstelle des Originals wird eine Fotokopie oder eine Ab-
schrift der Warenverkehrsbescheinigung EUR.1 vorgelegt.

� In den Feldern 2 oder 5 wird ein Land angegeben, das nicht
Vertragspartei ist.

� Das in Feld 11 angegebene Datum liegt vor dem in Feld 12
angegebenen Datum.

Verfahrensweise

Die Warenverkehrsbescheinigung wird unter Angabe der
Gründe in einer der offiziellen Sprachen des Abkommens mit
dem Vermerk ÐDokument nicht angenommen� versehen, wobei
die entsprechende Begründung entweder auf der Bescheinigung
selbst oder auf einem zusätzlichen von den Zollbehörden aus-
gefertigten Papier angegeben werden kann. Die Warenverkehrs-
bescheinigung und gegebenenfalls das Zusatzblatt werden dem
Einführer zurückgegeben, damit dieser die nachträgliche Aus-
stellung einer neuen Bescheinigung beantragen kann. Die Zoll-
verwaltung kann jedoch für den Fall einer Nachprüfung oder
bei Betrugsverdacht eine Fotokopie der nicht angenommenen
Bescheinigung aufbewahren.
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Artikel 20. Anwendung der Bestimmungen über die Er-
klärungen auf Rechnungen

Erklärungen auf Rechnungen müssen von einem Ausführer mit
Sitz im Gebiet einer der Vertragsparteien abgegeben werden.
Wurde die Rechnung in einem Drittland ausgestellt, kann diese
Erklärung auch auf einem anderen im Gebiet der ausführenden
Vertragspartei ausgestellten Handelsdokument (1) erscheinen,
das die betreffenden Produkte ausreichend genau bezeichnet,
damit ihre Ursprungseigenschaft gemäß Anhang III festgestellt
werden kann. In diesem Fall muss der Ausführer der Waren in
dem Dokument, das die Ursprungserklärung enthält, angegeben
sein.

Ferner sind folgende Leitlinien zu beachten:

a) Der Wortlaut der Erklärung auf der Rechnung muss dem in
Anhang IV des Anhangs III der Entscheidung festgelegten
Wortlaut entsprechen.

b) Waren ohne Ursprungseigenschaft, für die die Erklärung auf
der Rechnung natürlich nicht gilt, dürfen in der Erklärung
selbst nicht aufgeführt werden. Sie sind jedoch auf der Rech-
nung so genau aufzuführen, dass Missverständnisse aus-
geschlossen sind.

(1) Solche Handeldokumente sind beispielsweise den Waren beiliegende
Konnossemente oder Packlisten.

c) Erklärungen auf Durchschlägen oder Fotokopien von Rech-
nungen sind zulässig, wenn sie wie die Erklärungen auf
einer Originalrechnung vom Ausführer unterzeichnet sind.
Die von der Unterschriftsleistung befreiten ermächtigten
Ausführer sind auch im Fall von Erklärungen auf Durch-
schlägen oder Fotokopien von Rechnungen von der Unter-
schriftsleistung befreit.

d) Eine Erklärung auf der Rückseite der Rechnung ist zulässig.

e) Die Erklärung auf der Rechnung kann auf einem Beiblatt
abgegeben werden, sofern dieses Blatt offensichtlich zur
Rechnung gehört. Ein zusätzliches Formblatt ist nicht zuläs-
sig.

f) Eine Erklärung auf einem Etikett, das auf die Rechnung
aufgeklebt wird, ist nur zulässig, wenn kein Zweifel daran
besteht, dass das Etikett vom Ausführer aufgeklebt wurde.
So muss beispielsweise die Unterschrift oder der Stempel des
Ausführers sowohl das Etikett als auch die Rechnung bede-
cken.

g) Unbeschadet der Erläuterung zu Artikel 16 (Von einem Zoll-
agenten ausgeführte Waren) kann einem Zollagenten der
Status eines ermächtigten Ausführers nicht verliehen wer-
den.

Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden

(2001/C 128/11)

Datum der Annahme des Beschlusses: 20.3.2001

Mitgliedstaat: Italien (Toskana)

Beihilfe Nr.: N 523/98

Titel: ÐRegelung der landwirtschaftlichen und ländlichen Ent-
wicklungsdienste�

Zielsetzung: Förderung von FuE-Versuchsvorhaben, tech-
nischer Unterstützung, Beratung, Weitergabe von Informatio-
nen und Werbung im Rahmen von Programme der Ðlandwirt-
schaftlichen Entwicklungsdienste�

Rechtsgrundlage: Legge regionale n. 37/2000: Disciplina dei
servizi di sviluppo agricolo e rurale

Haushaltsmittel: Etwa 10 Mrd. ITL (etwa 5 Mio. EUR) in den
ersten drei Jahren

Beihilfeintensität oder -höhe:

� Beihilfen für Forschung und Entwicklung: bis zu 75 %;

� Beihilfen für Werbung und Anzeigen für landwirtschaftliche
Erzeugnisse: im Rahmen des Höchstbeihilfesatzes (100 %
für Werbung und 50 % für Anzeigen);

� Beihilfen für die Bereitstellung technischer Unterstützung
im Agrarsektor im Rahmen des Höchstbeihilfesatzes (höchs-
tens 100 000 EUR je Begünstigter über einen Zeitraum von
drei Jahren oder, im Fall von Beihilfen an Unternehmen, die
unter die Definition kleiner und mittlerer Unternehmen (1)
fallen, 50 % der beihilfefähigen Kosten, je nachdem, welcher
Betrag höher ist)

Laufzeit: Unbegrenzt

Andere Angaben: Die Regelung wird gemäß den Verpflich-
tungen durchgeführt, die die zuständigen Behörden in ihren
Schreiben vom 16. März 1999, 29. Juli 1999, 21. Dezember
1999, 16. Juni 2000 und 11. Januar 2001 abgegeben haben

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entschei-
dung in der/den verbindlichen Sprache(n) finden Sie unter der
Adresse:

http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids

(1) ABl. L 107 vom 30.4.1996, S. 4.

Datum der Annahme des Beschlusses: 23.3.2001

Mitgliedstaat: Spanien (Kastilien-La Mancha)
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